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Der Landtag des Saarlandes hat folgendes Gesetz beschlossen, das hiermit verkündet wird:

§ 1
Grundsätze

(1) Die Bildung, Erziehung und Betreuung von Kindern in Kindertageseinrichtungen und in der Kinder-
tagespflege orientieren sich an dem mit den Einrichtungsträgern vereinbarten Bildungsprogramm mit
Handreichungen für saarländische Krippen und Kindergärten. Im Rahmen eines inklusiven Auftrags
sollen die Gesamtentwicklung und Entfaltung des Kindes zu einer eigenverantwortlichen und gemein-
schaftsfähigen Persönlichkeit gefördert und die Erziehung und Bildung in der Familie unterstützt und
ergänzt werden. Den Erziehungsberechtigten wird ermöglicht, Erwerbstätigkeit und Kindererziehung
besser miteinander vereinbaren zu können. Dazu dient ein bedarfsgerechtes Angebot, insbesonde-
re auch in Bezug auf Ganztagsbetreuung. Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege stellen
gleichrangige Betreuungsformen dar.

(2) Unter Achtung der Würde des Kindes umfasst dieser Auftrag eine gewaltfreie Bildung, Erziehung
und Betreuung und bezieht sich auf die soziale, emotionale, körperliche und geistige Entwicklung des
Kindes. Er schließt die Vermittlung orientierender Werte und Regeln sowie Gesundheitsförderung und
Gesundheitsvorsorge ein. Dazu zählt bei längeren Betreuungszeiten auch eine altersgemäße gesunde
Ernährung, die den Qualitätsstandards für die Verpflegung in Kindertageseinrichtungen der Deutschen
Gesellschaft für Ernährung entspricht. Bildung, Erziehung und Betreuung sollen sich insbesondere am
Alter und Entwicklungsstand, den sprachlichen und sonstigen Fähigkeiten, der Lebenssituation sowie
den Interessen und Bedürfnissen des einzelnen Kindes orientieren und seine familiäre und kulturelle
Herkunft berücksichtigen. Im Rahmen ihres Auftrags tragen Kindertageseinrichtungen und Kinderta-
gespflegepersonen Sorge für die Gewährleistungen des körperlichen, geistigen oder seelischen Wohls
der anvertrauten Kinder.

(3) Die Bildung, Erziehung und Betreuung von Kindern mit entsprechend anerkanntem Eingliederungs-
hilfebedarf können im Rahmen von Einzelintegrationsmaßnahmen oder in integrativen oder heilpäd-
agogischen Gruppen beziehungsweise Einrichtungen erfolgen.

(4) Kinder sind entsprechend ihrem Entwicklungsstand und ihren Bedürfnissen an Entscheidungen, die
sie betreffen, zu beteiligen.

(5) Erziehungsberechtigte, die Leistungen der Förderung von Kindern in Kindertageseinrichtungen und
in der Kindertagespflege (§§ 22 bis 26 des Achten Buches Sozialgesetzbuch) in Anspruch nehmen wol-
len, sind durch die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe oder durch die von ihnen beauftragten
Stellen umfassend zu beraten.

§ 2
Kindertageseinrichtungen
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(1) Kindertageseinrichtungen sind Einrichtungen, in denen sich Kinder für einen Teil des Tages oder
ganztägig aufhalten. Der Träger legt die pädagogische Angebotsstruktur und die Gruppenbildung
nach seiner Konzeption fest.

(2) Kindertageseinrichtungen sind insbesondere

1. Kinderkrippen für Kinder bis zum vollendeten dritten Lebensjahr,

 

2. Kindergärten für Kinder vom vollendeten dritten Lebensjahr bis zum Schuleintritt,

 

3. Kinderhorte für Kinder im Schulalter,

 

4. altersgemischte Kindertageseinrichtungen,

 

5. integrative Kindertageseinrichtungen.

 

(3) Kindertageseinrichtungen können von Trägern der freien oder der öffentlichen Jugendhilfe, kom-
munalen Gebietskörperschaften oder von anderen, durch den örtlichen Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe anerkannten Trägern betrieben werden.

(4) Wird eine Kindertageseinrichtung für die Dauer von mehr als sechs Wochen an mehr als drei Wo-
chentagen mit jeweils mindestens vierstündiger Öffnungszeit für mindestens sechs Kinder betrieben,
die mehr als fünfzehn Stunden wöchentlich dort verbringen, so bedarf der Träger der Erlaubnis nach
§ 45 des Achten Buches Sozialgesetzbuch.

(5) Kindertageseinrichtungen richten ihre Öffnungszeiten an den Bedürfnissen der Kinder und ihrer
Familien sowie der örtlichen Gegebenheiten aus. Dabei ist zwischen Öffnungszeiten und Anwesen-
heitszeiten zu unterscheiden. Die Landesregierung wird ermächtigt, das Nähere durch Rechtsverord-
nung zu regeln (§ 13 Absatz 1).

§ 3
Aufgaben und Personal

(1) Kindertageseinrichtungen haben neben dem Betreuungsauftrag einen eigenständigen Bildungs-
und Erziehungsauftrag. Sie ergänzen und unterstützen die Erziehung des Kindes in der Familie und
fördern seine Gesamtentwicklung durch allgemeine und gezielte Bildungs- und Erziehungsangebote.
Die Kindertageseinrichtungen sind verpflichtet, im Rahmen ihrer jeweiligen Strukturen die Inhalte des
Bildungsprogramms mit Handreichungen für saarländische Krippen und Kindergärten in der jeweils
geltenden Fassung umzusetzen. In Wahrnehmung dieser gemeinsamen Verantwortung für die bestän-
dige Förderung des Kindes arbeiten sie, insbesondere beim Übergang in die Grundschule, auch mit
der zuständigen Schule zusammen.

(2) Der Träger der Kindertageseinrichtung ist für die Ausgestaltung und Umsetzung des Bildungs-, Er-
ziehungs- und Betreuungsauftrags verantwortlich.

(3) Das Personal der Kindertageseinrichtungen setzt sich aus sozialpädagogischen Fachkräften, die in
der Regel über die staatliche Anerkennung verfügen, und Personen anderer Professionen, die konzep-
tions- und zielgruppenabhängig oder inklusionsbedingt beschäftigt werden und im Einzelfall eine zu-
sätzliche Nachqualifizierung nachweisen müssen, zusammen. Zum Personal der Kindertageseinrich-
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tungen gehören auch Hauswirtschaftskräfte, die im Rahmen der Bereitstellung einer gesunden, war-
men Mittagsmahlzeit tätig sind.

(4) Fachkräfte im Sinne von Absatz 3 sind, abhängig von der Konzeption der Einrichtung, in der Regel:

1. in Kinderkrippen Absolventinnen und Absolventen von Studiengängen akademischer Sozialbe-
rufe nach dem Saarländischen Gesetz über die staatliche Anerkennung akademischer Sozialbe-
rufe vom 12. Februar 2020 (Amtsbl. I S. 184) in der jeweils geltenden Fassung sowie Personen
mit einem vergleichbaren Studienabschluss, Erzieherinnen und Erzieher, Heilerziehungspflege-
rinnen und Heilerziehungspfleger, Kinderkrankenschwestern und Kinderkrankenpfleger, Kinder-
pflegerinnen und Kinderpfleger sowie Personen anderer Professionen nach Absatz 3;

 

2. in Kindergärten Absolventinnen und Absolventen von Studiengängen akademischer Sozialberu-
fe nach dem Saarländischen Gesetz über die staatliche Anerkennung akademischer Sozialberu-
fe sowie Personen mit einem vergleichbaren Studienabschluss, Erzieherinnen und Erzieher, Hei-
lerziehungspflegerinnen und Heilerziehungspfleger, Kinderpflegerinnen und Kinderpfleger so-
wie Personen anderer Professionen nach Absatz 3;

 

3. in Kinderhorten Absolventinnen und Absolventen von Studiengängen akademischer Sozialberu-
fe nach dem Saarländischen Gesetz über die staatliche Anerkennung akademischer Sozialberu-
fe sowie Personen mit einem vergleichbaren Studienabschluss, Erzieherinnen und Erzieher, Hei-
lerziehungspflegerinnen und Heilerziehungspfleger sowie Personen anderer Professionen nach
Absatz 3.

 

4. Personen anderer nicht akademischer Professionen nach Absatz 3 können auf Antrag vom Lan-
desjugendamt und im Einvernehmen mit dem Ministerium für Bildung und Kultur als Fachkräfte
anerkannt werden. Mit dieser Anerkennung können Qualifikationsauflagen verbunden sein. Da-
mit wird die Möglichkeit geschaffen, Einrichtungen mit multiprofessionellen Teams auszustat-
ten. Durch das Zusammenwirken interdisziplinärer Kompetenzen kann den unterschiedlichen
Bedarfen der Kinder und ihrer Familien und somit dem Bildungs-, Erziehungs- und Betreuungs-
auftrag und der damit verbundenen Schaffung von Chancengleichheit aller Kinder Rechnung
getragen werden.

 

5. Fachkräfte für Kinderkrippen und Kindergärten sind unter Berücksichtigung der jeweiligen Qua-
lifikationsauflagen auch Personen mit den französischen Berufsabschlüssen Certificat d’aptitu-
de professionelle Petite Enfance, Monitrice und Moniteur, Éducatrice und Éducateur, Éducatrice
und Éducateur De Jeunes Enfants und Éducatrice Spécialisée und Éducateur Spécialisé. Fach-
kräfte für Kinderhorte sind unter Berücksichtigung der jeweiligen Qualifikationsauflagen auch
Personen mit den französischen Berufsabschlüssen Éducatrice und Éducateur De Jeunes En-
fants und Éducatrice Spécialisée und Éducateur Spécialisé.

 

(5) Die Bildung, Erziehung und Betreuung der Kinder in Kindertageseinrichtungen sind durch eine aus-
reichende Anzahl geeigneter Fachkräfte oder Personen anderer Professionen gemäß Absatz 3 zu ge-
währleisten. Die Leitung einer Gruppe ist Absolventinnen und Absolventen von Studiengängen aka-
demischer Sozialberufe nach dem Saarländischen Gesetz über die staatliche Anerkennung akademi-
scher Sozialberufe sowie Fachkräften mit Abschlüssen nach dem Deutschen Qualifikationsrahmen
der Niveaustufe 6 (in der Regel Bachelor Professional in Sozialwesen) und staatlicher Anerkennung zu
übertragen. Der Anteil der eingesetzten Kinderpflegerinnen oder Kinderpfleger oder der Kinderkran-
kenschwestern oder Kinderkrankenpfleger darf im Verhältnis zu den ansonsten eingesetzten Fachkräf-
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ten ein Drittel nicht übersteigen. Beschäftigungsverhältnisse, die bereits vor dem 1. August 2008 be-
standen haben, genießen Bestandsschutz.

§ 4
Personalausstattung und Deckung

zusätzlichen Personalbedarfs

(1) Der Personalschlüssel nach Absatz 2 beinhaltet die direkte pädagogische Arbeit im Umfang von
drei Vierteln und einem Viertel zusätzlich als Verfügungszeit. Die Verfügungszeit dient der indirekten
pädagogischen Arbeit, wie beispielsweise der Vor- und Nachbereitung der Gruppenarbeit, der Doku-
mentation der Entwicklungsfortschritte der betreuten Kinder, der Mitwirkung bei der Ausbildung und
der Zusammenarbeit der Mitarbeitenden der Kindertageseinrichtung untereinander sowie mit den Er-
ziehungsberechtigten, Schulen und anderen Einrichtungen.

(2) Nach Maßgabe des Absatzes 1 ergeben sich folgende Personalschlüssel:

1. Kinderkrippe: Fachkraftfaktor 2,67 pro Gruppe;

2. Kindergarten: Fachkraftfaktor 2,0 pro Gruppe;

3. Kinderhort: Fachkraftfaktor 2,0 pro Gruppe;

4. Altersgemischte Gruppen: Fachkraftfaktor 2,67 bei höchstens sechs Kindern unter drei Jah-
ren pro Gruppe.

5. Gruppen mit Einzelintegrationsmaßnahmen: Bei Aufnahme eines Kindes oder mehrerer Kin-
der mit entsprechend anerkanntem Eingliederungshilfebedarf kann auf Antrag die Gruppen-
größe durch eine veränderte Betriebserlaubnis für die Zeit der Anmeldung in der Einrichtung
reduziert werden. Der Umfang richtet sich nach dem Bedarf im Einzelfall und ist an den Rege-
lungen der integrativen Gruppen orientiert.

6. Integrative Gruppen: Der Personalmehrbedarf ergibt sich grundsätzlich aus der Altersstruktur
der Kinder und dem jeweiligen Anteil an Kindern mit entsprechendem anerkanntem Einglie-
derungshilfebedarf.

Unterschreitet die Platzzahl einer Gruppe die Mindestgröße, die durch Rechtsverordnung (§ 13 Ab-
satz 1) zu regeln ist, so ist der Personalschlüssel entsprechend anzupassen. Dieser Personalschlüssel
ist gleichzeitig die Voraussetzung zur Erteilung der Betriebserlaubnis nach § 45 des Achten Buches So-
zialgesetzbuch durch das Landesjugendamt.

(3) Sofern der Personalschlüssel nach Absatz 2 eine Abweichung von der bei Inkrafttreten dieses Ge-
setzes bestehenden Personalisierung zur Folge hätte, kann das Ministerium für Bildung und Kultur im
Einvernehmen mit dem Landesjugendamt eine einzelfallbezogene Regelung zum Vertrauensschutz
treffen.

- Seite 5 von 12 -



(4) In Kindertageseinrichtungen mit mindestens zwei Gruppen ist der Einsatz von Erzieherinnen oder
Erziehern im Anerkennungsjahr sowie der Einsatz von Erzieherinnen oder Erziehern im Rahmen einer
Praxisintegrierten Ausbildung (PiA) außerhalb des Personalschlüssels (Absatz 2) bezuschussungsfähig.

(5) Hauswirtschaftskräfte im Sinne des § 3 Absatz 3 Satz 2 sind im Umfang von einer Stunde pro Tag
pro Einrichtung pro jeden zehnten ganztägigen Kindergarten- oder Kinderhortplatz beziehungsweise
pro jeden fünften ganztägigen Krippenplatz außerhalb des Personalschlüssels (Absatz 2) bezuschus-
sungsfähig; sie werden damit additiv berücksichtigt.

(6) Fachkräfte werden von der Arbeit in der Gruppe für die Anleitung angehender Fachkräfte im Rah-
men ihrer Ausbildung oder Praktika (Praxisanleitung) freigestellt. Die Landesregierung wird ermäch-
tigt, das Nähere durch Rechtsverordnung zu regeln (§ 13 Absatz 1).

(7) Arbeiten Erziehungsberechtigte oder andere Personen in Kindertageseinrichtungen, die aus einer
Elterninitiative heraus entstanden sind, kontinuierlich mit, kann das Landesjugendamt dies auf Antrag
bei der Festlegung der personellen Ausstattung in der Einrichtung berücksichtigen. Die Elternmitarbeit
ist entsprechend zu dokumentieren.

(8) Bei Einrichtungen mit besonderer Konzeption, insbesondere zur Umsetzung von Projekten, die
vom Ministerium für Bildung und Kultur veranlasst wurden, kann im Einzelfall auf Antrag über den
nach Absatz 2 festgelegten Personalschlüssel hinaus eine weitere Förderung zusätzlichen Personals
durch das Ministerium für Bildung und Kultur genehmigt werden.

§ 5
Leitung

(1) Zur Übernahme der Leitung einer Kindertageseinrichtung oder einer Gesamtleitung sollen Fach-
kräfte über einen sozialwissenschaftlichen Hochschulabschluss verfügen, der mindestens an einer
Fachhochschule erworben wurde. Abweichend von Satz 1 können Fachkräfte mit Abschlüssen nach
dem Deutschen Qualifikationsrahmen der Niveaustufe 6 (in der Regel Bachelor Professional in Sozial-
wesen) und staatlicher Anerkennung die Leitung oder die Gesamtleitung übernehmen. Für die Über-
nahme der Leitung oder der Gesamtleitung ist eine mindestens dreijährige, einschlägige Berufserfah-
rung nachzuweisen. Fachkräfte nach § 3 Absatz 4 ohne einen Abschluss nach dem Deutschen Qualifi-
kationsrahmen der Niveaustufe 6, denen bereits vor Inkrafttreten dieses Gesetzes eine Einrichtungs-
oder Gesamtleitungsfunktion übertragen wurde, sollen sich nachqualifizieren, sofern der Träger die
Weisung dazu erteilt.

(2) Die Leitung einer Kindertageseinrichtung ist pro Gruppe mindestens sechs Stunden wöchentlich
von der Arbeit in der Gruppe freizustellen. Umfasst eine Kindertageseinrichtung mindestens vier Grup-
pen, von denen mindestens eine Gruppe ganztags betreut wird, so kann die Leitung ganz von der Ar-
beit in der Gruppe freigestellt werden. Ab sieben Gruppen, von denen mindestens eine Gruppe ganz-
tags betreut wird, ist zudem die stellvertretende Leitung pro weitere Gruppe mindestens sechs Stun-
den wöchentlich von der Arbeit in der Gruppe freizustellen.

(3) Mehrere Standorte können organisatorisch zu einer Einrichtung mit einer Gesamtleitung zusam-
mengefasst werden. Die Freistellung der Gesamtleitung wird auf die Freistellung der Standortleitun-
gen angerechnet.
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(4) Zur Erfüllung von anfallenden Verwaltungsaufgaben kann im Rahmen der nach Absatz 2 zur Verfü-
gung stehenden Leitungsfreistellungsstunden eine Verwaltungskraft in einem Umfang von bis zu zwei
Stunden pro Gruppe beschäftigt werden.

§ 6
Qualitätssicherung und -entwicklung

(1) Die Fachkräfte in Kindertageseinrichtungen sollen sich regelmäßig fortbilden. Der Träger soll dar-
auf hinwirken, dass die Fachkräfte die Möglichkeit erhalten, in angemessenem Umfang an Fortbil-
dungsveranstaltungen teilzunehmen.

(2) Jeder Kindertageseinrichtung soll es möglich sein, ihre Arbeit von einer Fachberatung begleiten zu
lassen.

(3) Kinderpflegerinnen und Kinderpfleger sollen die Gelegenheit erhalten, an berufsbegleitenden Bil-
dungsmaßnahmen zur Vorbereitung auf die Prüfung im Bildungsgang zur staatlich anerkannten Erzie-
herin oder zum staatlich anerkannten Erzieher teilzunehmen.

(4) Die Träger stellen sicher, dass mit Hilfe der Materialien zur internen Evaluation die pädagogischen
Prozesse in den Kindertageseinrichtungen anhand der Qualitätskriterien des Bildungsprogramms re-
gelmäßig prozessorientiert überprüft werden. Die Träger gewährleisten, dass die pädagogischen Fach-
kräfte hierbei durch entsprechend qualifiziertes Fachpersonal unterstützt werden.

§ 7
Beteiligung der Erziehungsberechtigten

(1) Die Erziehungsberechtigten der Kinder wirken bei der Erfüllung der Aufgaben der Kindertagesein-
richtung mit. Sie sind bei Entscheidungen und in wesentlichen Angelegenheiten der Bildung, Erzie-
hung und Betreuung zu unterrichten und angemessen zu beteiligen.

(2) Die Erziehungsberechtigten werden mindestens einmal im Jahr von dem Träger der Kindertages-
einrichtung zu einer Elternversammlung einberufen. Eine Einberufung hat außerdem zu erfolgen,
wenn mindestens ein Drittel der Erziehungsberechtigten dies verlangt.

(3) Die Elternversammlung wählt aus ihrer Mitte einen Ausschuss, der die Interessen der Erziehungs-
berechtigten und der Kinder gegenüber dem Einrichtungsträger vertritt.

(4) In jedem Landkreis wird ein Kreiselternausschuss und im Regionalverband Saarbrücken ein Regio-
nalverbandselternausschuss gebildet. Diese setzen sich aus den Vorsitzenden der Elternausschüsse
der Kindertageseinrichtungen in dem betreffenden Gemeindeverband zusammen.

(5) Der Landeselternausschuss setzt sich aus den gewählten Vertretungen der Kreiselternausschüsse
sowie des Regionalverbandselternausschusses zusammen und nimmt auf Landesebene und auf Bun-
desebene die Interessen der saarländischen Eltern von Kindern in Kindertageseinrichtungen wahr.

(6) Das Ministerium für Bildung und Kultur wird ermächtigt, das Nähere durch Rechtsverordnung zu
regeln (§ 13 Absatz 2).

§ 8
Kindertagespflege

(1) Kindertagespflege ist die Bildung, Erziehung und Betreuung eines Kindes während des Tages
durch eine geeignete Kindertagespflegeperson in ihrem Haushalt, im Haushalt der Erziehungsberech-
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tigten, in anderen geeigneten Räumen, insbesondere in Kindertageseinrichtungen, außerhalb der in-
stitutionell angebotenen Öffnungszeiten.

(2) Für den Bildungs-, Erziehungs- und Betreuungsauftrag der Kindertagespflege gilt § 3 Absatz 1
Satz 1 und 2 entsprechend. Für Ausgestaltung und Umsetzung ist die Kindertagespflegeperson unter
Mitwirkung der Erziehungsberechtigten verantwortlich.

(3) Kindertagespflegepersonen sind bei ihrer Tätigkeit durch den örtlichen Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe oder durch die von ihm beauftragten Stellen zu begleiten und regelmäßig fortzubilden.

(4) Wer Kinder außerhalb ihrer Wohnung in anderen Räumen während des Tages mehr als 15 Stunden
wöchentlich gegen Entgelt länger als drei Monate betreuen will, bedarf der Erlaubnis zur Kindertages-
pflege nach § 43 des Achten Buches Sozialgesetzbuch durch den zuständigen örtlichen Träger der öf-
fentlichen Jugendhilfe.

(5) Das Ministerium für Bildung und Kultur wird ermächtigt, das Nähere durch Rechtsverordnung zu
regeln (§ 13 Absatz 2).

§ 9
Entwicklungsplanung und Sicherstellung

des Angebots, Modellversuche

(1) Die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe ermitteln in Zusammenarbeit mit den zugehöri-
gen Gemeinden, den anerkannten Trägern der freien Jugendhilfe und sonstigen Stellen, deren Tätig-
keit sich auf die Lebenssituation junger Menschen und ihrer Familien auswirkt, den Bedarf an Plätzen
für Kinder in Kindertageseinrichtungen und in der Kindertagespflege. Dabei sind neben quantitativen
Aspekten auch qualitative zu berücksichtigen, insbesondere auch in Bezug auf notwendige Öffnungs-
zeiten und Ganztagsbetreuung. Die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe berücksichtigen die
voraussehbare Bedarfsentwicklung und beschreiben die erforderlichen Maßnahmen in einem Entwick-
lungsplan, der mit dem Ministerium für Bildung und Kultur abzustimmen und alle drei Jahre fortzu-
schreiben ist. Der Entwicklungsplan ist dem Ministerium bis zum 15. September für die Folgejahre zur
Abstimmung vorzulegen, erstmalig zum 15. September 2023 für die Jahre 2024 bis 2026.

(2) Die Aufnahme einer Einrichtung in den Entwicklungsplan bedarf der Zustimmung der betroffenen
Gemeinde. Bei der Standortplanung von Kinderkrippen, Kindergärten und Kinderhorten soll die räumli-
che Nähe zueinander und zu bestehenden Schulen und sonstigen Einrichtungen der Jugendhilfe ange-
strebt werden.

(3) Die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe tragen in Abstimmung mit den Gemeinden dafür
Sorge, dass die vorgesehenen Plätze in den Kindertageseinrichtungen und in der Kindertagespflege
zur Verfügung stehen.

(4) Die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen die freiwillige Tätigkeit auf dem Gebiet der
Kindertagesbetreuung anregen und fördern. § 74 des Achten Buches Sozialgesetzbuch gilt entspre-
chend.

(5) Soweit geeignete Angebote von Trägern der freien Jugendhilfe betrieben oder rechtzeitig geschaf-
fen werden können, sollen die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe und die Gemeinden von ei-
genen Maßnahmen absehen.

(6) Zur Erprobung neuer Formen von Betreuung nach diesem Gesetz können von dem Ministerium für
Bildung und Kultur im Einvernehmen mit dem Einrichtungsträger Modellversuche eingerichtet werden.
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§ 10
Deckung der Kosten, Landesförderung

(1) Die Kosten der Kindertageseinrichtungen werden vom Land, von kommunalen Gebietskörperschaf-
ten und von Einrichtungsträgern getragen. An diesen Kosten sind die Erziehungsberechtigten bis zum
Ablauf des 31. Dezember 2026 gemäß § 10a zu beteiligen, soweit es sich um angemessene Personal-
kosten handelt.

(2) Das Land fördert die Bereitstellung von Plätzen im Rahmen der Entwicklungspläne (§ 9 Absatz 1)
und nach Maßgabe der in der Rechtsverordnung der Landesregierung (§ 13 Absatz 1) getroffenen Re-
gelungen durch Zuwendungen nach Maßgabe des Haushalts.

(3) (aufgehoben)

(4) Die Kosten der Kindertagespflege werden von den örtlichen Trägern der öffentlichen Jugendhilfe
und den Erziehungsberechtigten getragen. Das Land gewährt einen platzbezogenen Zuschuss.

(5) Die Landesregierung wird ermächtigt, das Nähere durch Rechtsverordnung zu regeln (§ 13 Ab-
satz 1).

§ 10a
Sinkende Beteiligung der Erziehungsberechtig-
ten an den Personalkosten und Beitragsfreiheit

(1) Für die Inanspruchnahme von Angeboten der Förderung von Kindern in Kindertageseinrichtungen
sind von den Erziehungsberechtigten bis zum Ablauf des 31. Dezember 2026 Beiträge nach Maßgabe
der in Absatz 2 getroffenen Regelungen zu entrichten.

(2) Der Beitrag der Erziehungsberechtigten ist für die Dauer des jeweiligen Kindergartenjahres so zu
bemessen, dass die Summe der Elternbeiträge die nach Satz 5 festgesetzten Prozentsätze der ange-
messenen Personalkosten nicht übersteigt. Die Ausgestaltung der Elternbeiträge kann die Gebiets-
körperschaft, bei der das örtlich zuständige Jugendamt errichtet ist, im Einzelnen nach der jeweiligen
Bedarfssituation in ihrem Zuständigkeitsbereich regeln. Es steht den Trägern von mehreren Kinderta-
geseinrichtungen frei, einen für alle Kindertageseinrichtungen einheitlichen Beitrag festzusetzen, wo-
bei auch hier die Gesamtsumme der Beiträge die nach Satz 5 festgesetzten Prozentsätze der ange-
messenen Personalkosten nicht übersteigen darf, sofern vom Recht nach Satz 2 nicht Gebrauch ge-
macht wird. Der nach Satz 5 festgesetzte Beitrag darf im jeweiligen Kindergartenjahr nicht verändert
werden. Die Elternbeiträge, deren Summe seit dem 1. August 2022 höchstens 12,5 Prozent der ange-
messenen Personalkosten beträgt, sind so zu senken, dass die Summe der Elternbeiträge ab dem 1.
August 2023 höchstens 10 Prozent, ab dem 1. August 2024 höchstens 7,5 Prozent, ab dem 1. August
2025 höchstens 5 Prozent und ab dem 1. August 2026 höchstens 2,5 Prozent der angemessenen Per-
sonalkosten beträgt. Bei der Bemessung des Elternbeitrags sind die in der Kindertageseinrichtung be-
stehenden Angebotsstrukturen in Bezug auf Altersgruppen und Öffnungszeiten zu berücksichtigen.
Der Beitragssatz verringert sich für das zweite und jedes weitere kindergeldberechtigte Kind in einer
Familie (§ 90 Absatz 3 des Achten Buches Sozialgesetzbuch) um jeweils 25 Prozent, wobei das erstge-
borene kindergeldberechtigte Kind der Familie als erstes Kind zählt. Einnahmeausfälle der Träger, die
durch die Staffelung nach Satz 6 und 7 entstehen, trägt die Gebietskörperschaft, bei der das örtlich
zuständige Jugendamt errichtet ist. Familien mit geringem Einkommen ist unter den Voraussetzungen
des § 90 Absatz 4 des Achten Buches Sozialgesetzbuch der Beitrag zu erlassen. Entsprechende Anträ-
ge sind beim örtlich zuständigen Jugendamt zu stellen; die Gebietskörperschaft, bei der das örtlich zu-
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ständige Jugendamt errichtet ist, hat unbeschadet ihrer in diesem Gesetz geregelten Leistungen dem
Träger den Ausfallbetrag zu erstatten.

(3) Nach dem 31. Dezember 2026 sind die Erziehungsberechtigten an den angemessenen Personal-
kosten der Kindertageseinrichtungen nicht mehr zu beteiligen.

(4) Zu den angemessenen Personalkosten der Kindertageseinrichtungen gewährt das Land einen Zu-
schuss. Dieser Zuschuss, der seit dem 1. August 2022 41,5 Prozent der angemessenen Personalkos-
ten beträgt, wird zur Senkung der Elternbeiträge nach Absatz 2 Satz 5 so erhöht, dass er ab dem 1.
August 2023 44 Prozent, ab dem 1. August 2024 46,5 Prozent, ab dem 1. August 2025 49 Prozent, ab
dem 1. August 2026 51,5 Prozent und ab dem 1. Januar 2027 54 Prozent der angemessenen Personal-
kosten beträgt.

§ 11
Auskunftspflicht und Statistik

(1) Zur Dokumentation der Aufgaben und der Personalausstattung nach § 3, zur Überprüfung der
Voraussetzungen von Zuwendungen des Landes auf der Grundlage des § 10 und der Voraussetzun-
gen des § 45 des Achten Buches Sozialgesetzbuch sowie zu statistischen Zwecken werden unter Be-
achtung der datenschutzrechtlichen Bestimmungen periodisch Datenerhebungen über die Kinderta-
geseinrichtungen und die Kindertagespflege, die Belegung der Plätze, die Anzahl der pädagogischen
Fachkräfte, die Leitungszeiten, die Zeiten für die Praxisanleitung und das weitere Personal durchge-
führt.

(2) Auskunftspflichtig sind die Träger der Kindertageseinrichtungen und die Kindertagespflegeperso-
nen. Die Daten werden an die zuständigen Behörden übermittelt. Diese dürfen die Daten zur Überprü-
fung der Voraussetzungen von Zuwendungen des Landes auf der Grundlage des § 10 und darüber hin-
aus auch zur Überprüfung der Voraussetzungen nach § 45 des Achten Buches Sozialgesetzbuch und
zu statistischen Zwecken verarbeiten. Die Ergebnisse dürfen auf Ebene der zuständigen Behörden
veröffentlicht werden, wenn dabei ein Rückschluss auf einzelne Personen ausgeschlossen ist. Andere
Verpflichtungen in Bezug auf die Datenerhebung bleiben hiervon unberührt.

§ 12
Übergang vom Kindergarten in die Grundschule

(1) Dem Bereich des Kindergartens in einer Kindertageseinrichtung folgt die Grundschule als nächs-
te Stufe des Bildungswesens. Kindergärten und Grundschulen sollen im Rahmen des Kooperationsjah-
res pädagogisch und organisatorisch eng zusammenarbeiten mit den Zielen der Verbesserung der An-
schlussfähigkeit der beiden Bildungseinrichtungen und der Verbesserung des konkreten Übergangs
für das Kind. Die Kinder lernen die Grundschule als künftigen Lern- und Lebensort kennen. Zur Gestal-
tung des Übergangs gehört auch die Nachbereitung des Wechsels in die Schule.

(2) Die schulärztliche Untersuchung nach § 2 des Schulpflichtgesetzes im Saarland kann auch im Kin-
dergarten vorgenommen werden, wenn hierzu entsprechende Untersuchungsbedingungen vorgehal-
ten werden.

§ 13
Ermächtigungen

(1) Die Landesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung
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1. Mindestvoraussetzungen zu regeln, die in Kindertageseinrichtungen erfüllt sein müssen, damit
das Wohl der Kinder im Sinne des § 45 Absatz 2 des Achten Buches Sozialgesetzbuch gewähr-
leistet ist; dies umfasst auch Regelungen zur Bildungs- und Erziehungsarbeit, zur Betriebsfüh-
rung, zur Nachqualifizierung des Personals und zu den räumlichen Anforderungen, zur Zusam-
menarbeit mit Schulen einschließlich der Voraussetzungen und des Verfahrens betreffend die
anlassbezogene Weitergabe von in der Kindertageseinrichtung erhobenen personenbezogenen
Daten an die Grundschule, zur Größe und sächlichen Ausstattung der Einrichtung,

 

2. die Art, den Gegenstand, die Voraussetzungen, die Höhe und das Verfahren der Landesförde-
rung für Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege zu bestimmen; dabei können insbe-
sondere auch Einzelheiten der Entwicklungsplanung, die Dauer der täglichen Betreuungszeit
der Kinder und die anteilige Deckung der Kosten geregelt werden.

 

(2) Das Ministerium für Bildung und Kultur wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung

1. Art, Inhalt und Umfang der Beratung von Erziehungsberechtigten durch die örtlichen Träger
der öffentlichen Jugendhilfe oder durch die von ihnen beauftragten Stellen zu bestimmen sowie
das Nähere über die Beteiligung der Erziehungsberechtigten, insbesondere über die Elternver-
sammlung, die Wahlen zu den Elternausschüssen sowie deren Aufgaben, Rechte und Pflichten
zu regeln,

 

2. Anforderungen an die Eignung und die Qualifikation von Kindertagespflegepersonen sowie de-
ren Fortbildung und Begleitung, an die Organisation der Kindertagespflege einschließlich Ar-
beitsverhältnissen und die Ausstattung der Räume für die Kindertagespflege, die Voraussetzun-
gen zur Erteilung der Erlaubnis zur Kindertagespflege nach § 43 des Achten Buches Sozialge-
setzbuch einschließlich der Voraussetzungen zur Erteilung von Ausnahmegenehmigungen so-
wie das Verfahren und die Voraussetzungen bei Nutzung gemeinsamer Räume durch mehrere
Kindertagespflegepersonen festzulegen,

 

3. im Einvernehmen mit dem Ministerium für Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie Regelun-
gen für Maßnahmen zur Gesundheitsförderung und Gesundheitsvorsorge zu treffen; dabei kön-
nen unbeschadet der Vorschriften des Infektionsschutzgesetzes auch ärztliche Untersuchun-
gen vor der Aufnahme mit Überprüfung und Hinwirken auf die Komplettierung eines altersent-
sprechenden Impfschutzes nach den Empfehlungen der Ständigen Impfkommission am Ro-
bert Koch-Institut sowie ärztliche Untersuchungen durch den öffentlichen Gesundheitsdienst
während des Aufenthaltes in Kindertageseinrichtungen oder in der Kindertagespflege vorgese-
hen werden. Insoweit wird das Grundrecht der körperlichen Unversehrtheit (Artikel 2 Absatz 2
Satz 1 des Grundgesetzes) eingeschränkt.

 

(3) Vor dem Erlass einer Rechtsverordnung nach diesem Gesetz sind insbesondere die kommunalen
Spitzenverbände, die Kirchen und Religionsgemeinschaften des öffentlichen Rechts, die Liga der Frei-
en Wohlfahrtspflege, der Landesjugendhilfeausschuss, der Landeselternelternausschuss, die fachlich
betroffenen Berufsverbände, die Selbstverwaltungsorgane der Wirtschaft (Industrie- und Handelskam-
mer, Handwerkskammer, Landwirtschaftskammer, Arbeitskammer) und die sonstigen Zusammen-
schlüsse von Trägern der freien Jugendhilfe, soweit sie von der Verordnung betroffen sind, anzuhören.

§ 14
Inkrafttreten, Außerkrafttreten
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(1) § 13 tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

(2) Im Übrigen tritt dieses Gesetz am ersten Tag des auf die Verkündung folgenden Kalendermo-
nats in Kraft. Gleichzeitig tritt das Saarländische Kinderbetreuungs- und -bildungsgesetz vom 18. Juni
2008 (Amtsbl. S. 1254), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 19. Juni 2019 (Amtsbl. I S. 564), außer
Kraft.
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